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Text 

Beitragsgrundlage 

§ 25. (1) Für die Ermittlung der Beitragsgrundlage für Pflichtversicherte gemäß § 2 Abs. 1 sind, 
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt wird, die im jeweiligen Kalenderjahr auf einen 
Kalendermonat der Erwerbstätigkeit im Durchschnitt entfallenden Einkünfte aus einer oder mehreren 
Erwerbstätigkeiten, die der Pflichtversicherung nach diesem Bundesgesetz, unbeschadet einer Ausnahme 
gemäß § 4 Abs. 1 Z 5 und 6, unterliegen, heranzuziehen; als Einkünfte gelten die Einkünfte im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes 1988. Als Einkünfte aus einer die Pflichtversicherung begründenden 
Erwerbstätigkeit gelten auch die Einkünfte als Geschäftsführer und die Einkünfte des zu einem 
Geschäftsführer bestellten Gesellschafters der Gesellschaft mit beschränkter Haftung. 

(2) Beitragsgrundlage ist der gemäß Abs. 1 ermittelte Betrag, 

 1. zuzüglich der auf einen Investitionsfreibetrag entfallenden Beträge im Durchschnitt der Monate 
der Erwerbstätigkeit; ist der Investitionsfreibetrag gewinnerhöhend aufgelöst worden, so sind die 
darauf entfallenden Beträge, soweit sie schon einmal bei Ermittlung einer Beitragsgrundlage 
nach diesem Bundesgesetz bis zum Betrag der Höchstbeitragsgrundlage gemäß Abs. 5 
berücksichtigt worden sind, bei Ermittlung der Beitragsgrundlage über Antrag außer Ansatz zu 
lassen; ein solcher Antrag ist binnen einem Jahr ab dem Zeitpunkt des Eintrittes der Fälligkeit der 
Beiträge für den ersten Kalendermonat jenes Zeitraumes für den eine Verminderung um den 
Investitionsfreibetrag begehrt wird, zu stellen; 

 2. zuzüglich der vom Versicherungsträger im Beitragsjahr im Durchschnitt der Monate der 
Erwerbstätigkeit vorgeschriebenen Beiträge zur Kranken-, Arbeitslosen- und 
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Pensionsversicherung nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz; letztere nur soweit sie als 
Betriebsausgaben im Sinne des § 4 Abs. 4 Z 1 lit. a EStG 1988 gelten; 

 3. vermindert um die auf einen Sanierungsgewinn oder auf Veräußerungsgewinne nach den 
Vorschriften des EStG 1988 entfallenden Beträge im Durchschnitt der Monate der 
Erwerbstätigkeit; diese Minderung tritt jedoch nur dann ein, wenn der Versicherte es beantragt 
und bezüglich der Berücksichtigung von Veräußerungsgewinnen überdies nur soweit, als der auf 
derartige Gewinne entfallende Betrag dem Sachanlagevermögen eines Betriebes des Versicherten 
oder einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, an der der Versicherte mit mehr als 25% 
beteiligt ist, zugeführt worden ist; diese Minderung ist bei der Feststellung der Ausnahme von 
der Pflichtversicherung gemäß § 4 Abs. 1 Z 5 und 6 nicht zu berücksichtigen; ein Antrag auf 
Minderung ist binnen einem Jahr ab dem Zeitpunkt des Eintritts der Fälligkeit des ersten 
Teilbetrags (§ 35 Abs. 3) der endgültigen Beiträge für jenen Zeitraum, für den eine 
Verminderung um den Veräußerungsgewinn oder Sanierungsgewinn begehrt wird, zu stellen. 

(3) Hat der Pflichtversicherte Einkünfte aus mehreren die Pflichtversicherung nach diesem 
Bundesgesetz begründenden Erwerbstätigkeiten, so ist die Summe der Einkünfte aus diesen 
Erwerbstätigkeiten für die Ermittlung der Beitragsgrundlage heranzuziehen. 

(4) Die Beitragsgrundlage gemäß Abs. 2 beträgt für jeden Beitragsmonat 

 1. für Pflichtversicherte nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 in der Krankenversicherung mindestens 637,99 € 
und in der Pensionsversicherung mindestens 1 240,49 €. In der Krankenversicherung tritt in den 
ersten beiden Kalenderjahren einer Pflichtversicherung nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3, sofern 
innerhalb der letzten 120 Kalendermonate vor Beginn dieser Pflichtversicherung keine solche in 
der Pensions- und/oder Krankenversicherung nach diesem Bundesgesetz bestanden hat, an die 
Stelle des Betrages von 637,99 € der in Z 2 lit. a genannte Betrag (Neuzugangsgrundlage in der 
Krankenversicherung). In der Pensionsversicherung tritt im Kalenderjahr des erstmaligen 
Eintritts einer Pflichtversicherung nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 und den darauf folgenden zwei 
Kalenderjahren an die Stelle des Betrages von 1 240,49 € der in Z 2 lit. a genannte Betrag. In der 
Krankenversicherung tritt im dritten Kalenderjahr des erstmaligen Eintrittes einer 
Pflichtversicherung nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 an die Stelle des Betrages von 637,99 € der in Z 2 
lit. a genannte Betrag. 

 2. für Pflichtversicherte gemäß § 2 Abs. 1 Z 4 

 a) sofern sie ausschließlich eine betriebliche Tätigkeit ausüben, mindestens 537,78 €; 

 b) sofern sie sonstige Erwerbstätigkeiten ausüben oder Leistungen im Sinne des § 4 Abs. 1 Z 6 
lit. b beziehen, mindestens 357,74 €; 

 3. für Pflichtversicherte gemäß § 3 Abs. 1 Z 2 mindestens 537,78 €. 

Besteht für einen Beitragsmonat eine Pflichtversicherung gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 und § 2 Abs. 1 Z 4, 
gilt die Mindestbeitragsgrundlage eines Pflichtversicherten gemäß § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3. An die Stelle der 
Beträge gemäß Z 1 und Z 2 lit. b treten ab 1. Jänner eines jeden Jahres die unter Bedachtnahme auf § 51 
mit der jeweiligen Aufwertungszahl (§ 47) vervielfachten Beträge. 

(4a) Abweichend von Abs. 4 gelten für die Pflichtversicherten nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 ab 1. Jänner 
2006 in der Pensionsversicherung folgende Beträge: 

 – ab 1. Jänner 2006 mindestens 1 152,20 €, 

 – ab 1. Jänner 2007 mindestens 1 063,94 €, 

 – ab 1. Jänner 2008 mindestens 975,67 €, 

 – ab 1. Jänner 2009 mindestens 887,38 €, 

 – ab 1. Jänner 2010 mindestens 799,12 €, 

 – ab 1. Jänner 2011 mindestens 710,85 €, 

 – ab 1. Jänner 2012 mindestens 622,59 €, 

 – ab 1. Jänner 2013 mindestens 534,31 €, 

 – ab 1. Jänner 2014 mindestens 446,04 €, 

 – ab 1. Jänner 2015 mindestens 357,74 €. 

An die Stelle dieser Beträge treten ab 1. Jänner 2006 die mit den für die Jahre 2005 und 2006 geltenden 
Aufwertungszahlen (§ 51) vervielfachten Beträge und ab 1. Jänner 2007 sowie ab 1. Jänner eines jeden 
späteren Jahres die unter Bedachtnahme auf § 51 mit der jeweiligen Aufwertungszahl vervielfachten 
Beträge. Für Pflichtversicherte nach § 2 Abs. 1 Z 4, die ausschließlich eine betriebliche Tätigkeit aus 
üben, gelten ab 1. Jänner 2013 in der Pensionsversicherung abweichend von Abs. 4 Z 2 lit. a die für 
Pflichtversicherte nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 geltenden Beträge. 
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(5) Die Beitragsgrundlage darf die Höchstbeitragsgrundlage nicht überschreiten. 
Höchstbeitragsgrundlage für den Beitragsmonat ist der gemäß § 48 jeweils festgesetzte Betrag. 

(6) Die endgültige Beitragsgrundlage tritt an die Stelle der vorläufigen Beitragsgrundlage, sobald die 
hiefür notwendigen Nachweise vorliegen. 

(6a) Auf Antrag sind die Beitragsgrundlagen in der Pensionsversicherung im Kalenderjahr des 
erstmaligen Eintrittes einer Pflichtversicherung nach § 2 Abs. 1 Z 1 bis 4 und den darauf folgenden zwei 
Kalenderjahren auf die für diese Kalenderjahre geltenden Höchstbeitragsgrundlagen zu erhöhen 
(Höchstbeitragsgrundlagen aus Anlass von Betriebsgründungsinvestitionen). Ein solcher Antrag ist 
vom/von der Versicherten bzw. Hinterbliebenen spätestens gleichzeitig mit dem Pensionsantrag bzw. 
innerhalb einer vom Versicherungsträger eingeräumten längeren Frist zu stellen, wobei eine der zeitlichen 
Lagerung der Beitragszahlung entsprechende Aufwertung (§ 108c ASVG) zu erfolgen hat. 

(7) Vorläufige Beitragsgrundlagen gemäß § 25a, die gemäß Abs. 6 zum Stichtag (§ 113 Abs. 2) noch 
nicht nachbemessen sind, gelten als Beitragsgrundlagen gemäß Abs. 2. 

(Anm.: Abs. 8 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 139/1998) 

(9) Beitragsgrundlage für die gemäß § 3 Abs. 2 und 5 Pflichtversicherten ist das Dreißigfache des 
Betrages gemäß § 44 Abs. 6 lit. a des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes. 

(10) Als Beitragsmonat gilt jeweils der Kalendermonat, für den Beiträge zu entrichten sind. 
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